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A. Bericht des Abgeordneten Brand (Remscheid): 


Der Bundestag hat in seiner 109. Sitzung am 
27, Oktober 1955 den Entwurf eines Neunten Ge- 
setzes zur Änderung des Zolltarifs (Vanadium-Ti- 
tan-Roheisen, Stromschienen) an den Ausschuß für 
Außenhandelsfragen zur Beratung überwiesen. 

Uber die Beratungen im Außenhandelsausschuß 
ist folgendes zu berichten: 

Der Entwurf sieht — entsprechend der Beschluß- 
fassung des Koordinierungs-Ausschvisses des Be- 
sonderen Ministerrates der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl in Luxemburg vom 
21. April 1955 — folgende Änderungen des Deut- 
schen Zolltarifs vor: 

1. Roheisen, das nur Spuren von Vanadium und 
Titan, d. h. weniger als 0,5 ^/o Vanadium und 
weniger als 0,3 Vo Titan aufweist, soll künftig 
nicht mehr als Vanatit-Roheisen gelten. Der- 
artiges mit Vanadium und Titan gering legier- 
tes Roheisen wird demzufolge bei der Einfuhr 
aus dritten Ländern — statt bisher einem Zoll- 
satz von 1 ^/o des Wertes — künftig einem Zoll- 
satz von 10 ^'0 und im Rahmen des bis auf wei- 
teres geltenden Zollkontingents einem Zollsatz 
von 6 Vo des Wertes unterliegen. 


2. Stromschienen mit einem Leiter aus NE-Metall 

sollen aus dem Kreis der Waren, die zum Ge- 
meinsamen Markt der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl gehören, ausge- 
schlossen werden. Das wird zur Folge haben, 
daß diese Waren auch bei der Einfuhr aus den 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft einem Zoll- 
satz von 18 ®/o des Wertes unterliegen. 

Diese Zolländerungen sind wirtschaftlich für die 
Bundesrepublik ohne Bedeutung. Vanatit-Roheisen 
mit einem Gehalt an Vanadium von weniger als 
0,5 ^/o und an Titan von weniger als 0,3 Vo wird 
praktisch nicht eingeführt. Ein Einfuhrbedarf an 
Stromschienen mit einem Leiter aus NE-Metall 
besteht nicht, weil diese Waren im Inland in aus- 
reichender Menge hergestellt werden. 

Der Ausschuß schlägt einstimmig Annahme der 
Regierungsvorlage mit der Maßgabe vor, daß in 
Übereinstimmung mit dem Inkrafttreten dieser 
Neuregelungen in den anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
als Tag des Inkrafttretens der 1. Januar 1956 fest- 
gelegt wird. 


Bonn, den 23. November 1955 


Brand (Remscheid) 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universltäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Hheinallee 20, Telefon 3551 



B. Antrag des Ausschusses; 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1778 — mit der 
Maßgabe, daß § 3 folgende Fassung erhält: 

„§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1956 in Kraft.“, 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 

Bonn, den 18. November 1955 


Der Ausschuß für Außenhandelsfragen 

Bender Brand (Remscheid) 

Vorsitzender Berichterstatter 



